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WIENER GEMEINDERAT
Sitzung vom14 .Februar1930

BürgermeisterSeitz eröffnet die Siezungum17 ' 15Uhr .
NachBekanntgabedesEindaufsteilt der Bürgermeistermit ,dassdie

GemeinderüteEllendundKollegeneinenDringlichkeitsantragüberreichthaben .
Er bemerkt ,dass er denBestimmungender Geschäftsordnungentsprechend ,über
dieses Begehren wurSchluss der Sitzung abstimmen lassen werde .Diese Mittei¬
lung ruft auf den Bänken der . L .lebhaften Widerspruch hervor . Eswird geru¬

fen :Wirhabeneine ausserordentlicheSitzungverlangt ,das ist unerhört! Das
ist ein Bruch derGeschäftsordnung !

Unterdessenbegibtsich St . . Kunschakauf dieBräsidentenestra¬
deundsprichtmitdemBürgermeister.BürgermeisterSeitzerkkärthierauf,er
unterbreche die Sitzung behufs Feststellung des Begehrens ,dass derObmann
der Opposition an ihnrichte .

SeitzNachWiederaufnahmeder Sitzungteilt der Bgm. /mites seizur
FeststellungdervonderOppositionfestgestelltenBeschwerdeneineObmänner¬
konferenz einberufen wor den .Der Tatbestand ist folgender : DieGemeinderäte

KunschakundKollegenhabenam7 .Februar. J .einenBriefandasPräsi¬
dium gerichtet ,in welchem sie auf Grund des § 19 der Verfassung bezw .des

§ 2 der Geschäftsordnungeine Einberufungeiner Gemeinderatssitzungverlangen .

Demgemässhätte das Bürodes Gemeinderatesin der Einladungzur heutigenSit -¬
zung mitteilen müssen ,dass dieses Begehren vorliegt und dass die heutige
Sitzungals eine zu diesemZweckeinberufeneSitzunggilt ,das seiübersehen

es ,
worden . wurde in der Obmännerkonferenzvereinbart ,dassder

Dringlichkeitsantrag Ellend heute jedenfalls um7 Uhr abends inVerhandlung
genommenzu werdenhat .

Es wird sodannzur Erledigung der Tagesordnunggeschritten .OhneBe¬
auf Grund des ataatlichen Wohnbauförderungsgesetzes

batte werdenfolgendeWohnhausbauten/genehmigt:III .Rochusplatz(Kostensumme
791 . 090Schilling ) ,III .Neulinggasse( KostensummeSchilling1,698. 620),II . ,
Santa Lucciaplatz ( Kostensumme. 2,107 . 173) ,X. ,Alxingergasse( Kostensumme

. 327 . 303 ) ,X . ,Laxenburgerstrasse ( . Summe1,084 . 605 ) ,X . ,Leebgasse ( . S .
1,117 . 196 ) ,X . ,Kudlichgasse (. SummeS .749 . 986 ). ,Laaerstrasse ( . Summe

. l,892 . 254) XWI. ,Redtenbachergasse( . Summe. 618. 752) ,XVI,,Sulmgasse
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Rathauskorrespondenzvom14 .Februar1930 II . Blatt
( . SummeS ,398. 63U. ).

St . . Weberberichtetüberdie ErrichtungdesWohnhausbauesXXI. ,
FranklinstrasseII .Teil(KostensummeA ,644. 822Schilling).St. . Weberweist
darauf hin ,dass die Tagesordnungder heutigenSitzungeine Reihevon
Baubewilligungsansuchenenthält . EshandeltsichdurchausumObjekte ,für
die der BundeszuschussnachdemstaatlichenWohnbauförderungsgesetzinAn¬

16
spruchgenommenwirdundzwarwirddieBewilligungjetzt angesprochen,damit
sofortnachErledigungdurchdaszuständigeMinisteriummitdemBauderWohn¬
häuserbegonnenwerdenkann.Esiatallesfixundfertigvorbereitet,sodass
keineinzigerTagfürdenArbeitsbeginnversäumtzuwerdenbraucht .Beidem6 .

gegenständlichenBauXXI. ,FranklindtrasseII . Teilhandeltes sich umeinen. 10 . .11
Bau ,derin seinerAusstattunggarkeineBesonderheitenaufweist .DerBau1 .enthält 248Wohnungen.

.17 .2
St,R. Kunschak( - . )stellt zunächstfest ,dassdie16Wohnhausbauten,.

die heutebeschlowenwerdensollendurchausBautensind ,die nichtimRahmen
desWohnbauprogrammsderGemeinde,sondernimRahmenderstaatlichenWohnbau¬

. . . . . . .2 . 5 .. . 71 .

förderunggenehmigtwerdensollen . Derfür alle dieseBautenangeforderteBe-
tragbedäuftsichauf23einhalbMillionenSchillingundzwarfindetdieserL L .a

BetragseineBedeckungin einemBeschlussdesGemeinderatesvom31 .Jänner.
wonachfür die BautenimRahmendes Wohnbauförderungsgesetzes51Millionen -rsue Bäpen n .eg .
SchillingzurVerfügunggestelltwerden. DerFinanzierungsplanfürdieseBauten1rarrs EAborpek aE geh 70
weistschwereMängelauf .Fürdiese16Wohnhausbautenist undzwarfürdieBei¬bo ST
stellungdereinprotentigenHypothekeinBetragvon13 ' 1Millionenundfürp 4 —
dieBeistellungdererststelligenHypothekeinBetragvonrund7MillionenngeSne Hung
Schilling erforderlich .Für alle diese Bautenzusammenergibt sich einZinsen¬

Ops E

erfordernisvon630. 000SchillingimJahr .Esist nuneinschwererMangeldes7 :
Referates ,dass nirgends darauf Bedachtgenommenwird ,vonwemundwiedieser
Zinsendienstgeleistet werdensoll wieüberhauptfür die gesamtenWohnhaus-
bauten,dieimRahmenderstaatlichenWohnbauförderunggebautwerdensollen,O 7177hinsichtlichderZinsen ,diejährlich1,3/7 . 000Schillingbetragenwerden

wederin demBeschlussvomJännernchheute.e 1295irgendeineVorsorgegetroffenwird .DarübermusssichaberderGemeinderat
klarwerden. Dennesist unmöglich,einemAntragzuzustimmen,ohnedassüber

. N Ze
einesowichtigeFrageigendeineAufklärunggegebenwird .Manmussauchschwe¬. 2 .e 12re Bedenkendagegenäussern ,dass die erstestellige Hypothekfür dieseWohn¬
hausbautenvonderZentralsparkassederGemeindeWienals Darlehenaufgenommen

. 5werdensollen .Dennes entstehtdie Frage ,obes zweckmässig,je überhaapt:
10f . .41 107 .zulässigist ,dassdieGemeindebeiihremeigenenSparinstitut,fürdas ,sie

5s DgadieHaftungübernimmt,Darlehennimmt.WirddieserStandpunktkonsequent
91E.
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durchgeführt ,dass die Gemeinde ihre Darlehen von der eigenen Sparkasse nimmt

so führt daszwangsläufigzur Inflation .Denndie Gemeindehaftet für dieSpar¬
kasse mit ihrem gesamtenVermögenund wennsie bei der SparkasseDarlehen
aufnimmt ,schmä ert sie die Garantiebasis der Sparkasse .Eine weitere ernste

Frage ist ,unter welchen Bedingungendie Belehnungen der mit derstaatlichen
Wohnhauhilfeerbauten Wohnhäuservorgenommenwird ,Bei allen Hypothekaranleihen
die die Zentralsparkasse gibt wird strenge darauf geachtet ,dass in der Renta¬

bilität des belehnten Objektseine Deckungfür das Darlehenauch wirklichge¬
gebenist .Es würde der Eentralaparkasse wahrscheinlich nicht einfallen

aufirgendein WienerHausein dreissigprozentigesHypothekardarlehenzugeben.
Eswäresehrwissenswert,wiedieDeckungimgegenständlichenFallegegeben
ist . Aberdie vorligenden Anträge über die Wohnhausbautensind überhauptmangel¬
haft fundiert .Es liegen . B .Anträge bezüglich 6 Wohnhausbautenvor ,welcheim

RahmenderstaatlichenWohnbauförderungdurchgeführtwerdensollen ,dieaber
schon einmal Gegenstand der Beschlussfassung im Gemeinderat waren ( Hört! Hört

bei der . . )Die staatliche Wohnbauförderungwurdedoch nicht zurEntlastung
der Gemeindegeschaffen ,sondernzu demZweckumüber dieLeistungsfähigkeit
derGemeindehinaus ,demBaugewerbeBeschäftigungzugebenunddemWohnungs-¬
marktneueWohnungenzuzuführen( Zustimmungbei der . . )Tatsächlichwirdaber
in diesen 6 .Fällen die Wohnhausbautenaus demWienerWohnbauprogrammauf
die staatliche Wohnbauförderung hinüber gewälzt und mit ihrer Inanspruchnahme

nicht umeinen Arbeiter mehrbeschäftigt und nicht umein .Wohnhausbaumehr
kann

gebaut als die Gemeindeursprünglich vorhatte .DieserShhieber nicht
unserenBeifallfinden . WenndieGemeindeihrePflichterfüllt hätte ,mässten
diese 6 Wohnhausbautenschonsehr weit vorgeschrittensein ,ist dies aberder
Fall,so ist es unmöglich,hiefürdie staatliche WohnbauförderunginAnspruch
zu nehmen ,dad das Bundesgesetz ausdrücklich sagt ,dass schon begonneneBau¬

ten auf die Hilfe aus der staatlichen Wohnhauförderung nicht zu rechnen haben .

Dieses Bedenkentrifft auchbezüglichdesWohnhausbauesin derFranklinstrasse
zu ,denndieserBauist schonam16 ,Oktober1928beschlossenworden(Hört!
Hört ! beider . . )Weil Sie mit demWohnhausprogrammzwei Jahre imRückstande
sind ,wellen Sie diesen Bauaus Ihrem Programmauf das Programmderstaatlichen
Wohnbauförderunghinüberlotsen -Wir sind selbstverständlich dafür ,dassauch
die GemeindeWienihrenAnteilandenLeistungenderstaatlichenWohnbauför¬
derung anzusprechen hat und wir teilen durchaus nicht die Ansicht ,dass die
Gemeinde aus der staatlichen Wohnbauförderung ausgeschaltet werden soll .Aber

dieseUeberzeugunghält nursolange ,als durchFlüssigmachungderMittel
der staatlichen Wchnbauförderung wirklich neue Arbeit geleistet undwirklich
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IV. BlattGemeinderatssitzungvom11 .Februar199
neueWohnräumegeschaffenwerden(LebhafterBeifallbeider . . )Zualldem
kommtnoch,dassfürdiese6BautenüberdiederGemeinderatschonimJuli
1929beschlossenhatgegenüberderdamalsbeschlossenenKostensummevon' 7
Millionensich eineSteigerungderKostenum ' 1Millionen ,dassind30
Prozentergibt(LebhafteHört!Hörtrufebeider . L.( Dasmusserklärtwerden,
Dennes wäredochunmöglich ,etwadie Kostenfür die Baugründe ,die ausdem
laufendenBudgetbereitsgezahltsindjetzt nocheinmalin Anrechnungzubrin¬
gen. St. . Kunschakbemerktdannnoch ,dassin demBauprogramm,dasam31 .Jänner
1929beschlossenwurde,einBauin derSalesianergassevorgesehenwurde. Der
heutigeAntraggilt einemBauin derNeulinggasse. WenndaskeinEckhausist ,
könnendieBautennichtidentischsein .BeimBauinderFranklinstrassewurde
im Wohnbauprogrammvom31 .Jänner 1929der dritte Bauteil vorgesehen .Derheu¬
tigeAntragbeschäftigtsichmitdemzweitenTeil .Nunwurdederersteund
zweite Teil bereits am7 .August1928genehmigtundder dritte Teil imOkto¬
ber1928bewilligt.WelchemTeilgiltnunderheutigeAntrag. DerReferenthat
darübernichtsgesagt,manist daherangewiesen,Kreuzworträtselzulösen .Die
GemeindehateingrossesInteresse ,alleAnlässezuvermeiden,dieinderOef¬
fentlichkeiteineunfreundlicheKritikhervorruden.GanzbesondersimBauwesen
mussaufvollestrengsteundgewissenhaftesteOrdnunggeschautwerden. Wirhal¬
tenandemGrundsatzfest ,dassauchdieGemeindeandenWohltatenderWohnbau¬
förderungsaktionteilnehmensollen ,aberwirkönnenfürdieseAnträgenicht
stimmen,weilsiedemhohenSinnderBundeswohnbauförderungundauchdemWort-¬
lautdesGesetzeswidersprechenundweildieAnträgesounklarsind ,dassman
dafürkeineVerantwortungübernehmenkann,(Beifallbeider. . )

AufdieAusführungendesSt. . KunschakerwidertSt. .Breitner.Erer¬
klärt ,dassdieGemeinde,auchwennsie dieBundeswohnbauförderunginAnspruch
nimmt,keineErsparungenhinsichtlichdesWohnbauprogrammeserzielenwill .Von
denfür dasJahr1930vorgesehenen90 ,Millionensoll garnichtserspartblei¬
ben. DieGemeindehatimBudgetfür1928fürdenWohnhausbau76Millionen
Schilling eingesetzt,tatsächlih aber 91 ' 5Millionenausgegeben .FürdasJahr
1929wurdenebenfalls76Millionenveranschlagt,eswerdenaberin diesemJahr
stwa91MillionenSchillingfür denWohnhausbauverausgabtwordensein .Zur
FragederGewährungdesHypothekarkreditesdurchdiestädtischeZentralspar¬
kasseerklärtSt. .Breitner,dassdieZentralsparkassealleihreKräfteder
Wohnbauförderungwidme.BeidenfürdieWohnbauförderungsaktionvorgesehenen
450MillionenSchillingergebensich135MillionenSchillingalsdienotwendi¬
genHypothekarkredite . Diestädtische Zentralsparkasseist in der Lagediese
gesamteHypothekarkreditsummezugewähren.AlleProjekte ,diebeiderZentral¬217
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sparkasseeingereichtwerden ,werdenwohlwollendgeprüft .( Beifallbeider
Mehrheit ) .

In seinemSchlussworterklärt St . . Weber,dass es sich beidiesen
Anträgenumkeine Kürzungdes normalenWohnbauprogrammshandelt . Dieversproche¬
nen 30 . 000Wohnungenwurdenfertiggestellt und6200Wohnungensind imBau
genommenworden .DieAnträgestehenauchnicht imWiderspruchmit demWohnbau¬
förderungsgesetz ,da noch kein Bau in Angriff genommenist .Es kann auchvon

keinerSteigerungderBaukostengesprochenwerden ,danachdemGesetzindie
GesamtbaukostenderGrundpreis,die Hypothekarspesen,Spesenfürunvorhergese¬
heneAusgabenundschliesslich auchdie LohnsteigerungundVerteuerungdesMa¬
terials eingerechnetwerdenmüssen .Dasergibt bei den vorliegendenProjekten
eine Steigerung der seinerzeit veranschlagten Baukosten um rund 28Prozent .

Unsere Projekte wurden fix und fertig eingereicht sodass nach ihrer Genchmi¬
gungsofort mit demBaubegonnenwerdenkann .Es wäre nur zu wünschen ,dass
auch die Minderheit Sorge tragel ,dass die GemeindederBundeswohnhauzuschüs¬
se teilhaftig wird und unsere Gesuche aufredht erledigt werden ( Beifall bei
der Mehrheit ) .

NachtatsächlichenBerichtigungenderStadträteKunschakundWeber
wird die Vorlageangenommen.

Die Verhandlungwird abgebrochenundnunmehrderDringlichkeits¬
antrag des GemeinderatesEllend und Kollegen in Verhandlunggezogen .

Er lautet : Schondie kurze Zeit seit dem Inkrafttreten desGemein¬
deratsbeschlusses vom20 . Dezember1929,betreffend AenderungenderStrom¬
bezugsbedingungen ,hat die ungeheuerlichen Auswirkungen der Einführung der

Grundgebühr ,namentlich für die Konsumenten für den Kraftstrom ,aufgezeigt .

Immermehrundmehrhäufensichdie Klagen ,dassdie StromabnehmeranGrund¬
gebühr das Breifache ,Vierfache ,ja oft noch ein höheres Vielfaches der Strom¬

kosten zu entrichten habenund die neuenBestimmungenin sehrzahlreichen
Fällen eine mehr als looprozentige Erhöhung gegenüber dem alten Tarif bedeu¬

ten . DieseBelastungder BevölkerungüberhauptundinsbesonderedesGewerbes,
der Industrie und des Handels in der Zeit schwerster Wirtschaftskrise ist un¬
erträglich undverschäfftdie leider nochimmeranwachsendeArbeitslosigkeit
undKurzarbeit .Eserscheint sonachüberausdringlich ,dass dieseBestimmungen
über die Grundgebühreiner eingehendenUeberprüfungunterzogenwerden .

EswirddaherderAntraggestellt ,denamtsführendenStadtratder
VerwaltungsgruppeVIII zu beauftragen ,demGemeinderatohneSäumenneueAnträge
hinsichtlich der Einhebungeiner Grundgebührfür den Bezugvonelektrischen
Strom zu unterbreiten und zu veranlassen ,dass bis dahin VorschreibungundEinhebung derselben unterbleibe .318
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GR. Ellend( . . )begründetdieDringlichkeitdesAntragesdamit,

dassdieVertreterderwirtschaftlichenKörperschaftendurchdieseGebühren
sehrbeunruhigtwordensind .EigentlichsprichtderAntragselbstfüreine
dringlicheBehandlung.( ZustimmungbeiderMinderheit).

DemAntragwirddieDringlichkeitzuerkanntundGR. Ellend( . . )
sprichtalsersterRedner.Erführtaus: DerGemeinderathatam20 .Dezember
1929einenBerichtgehört ,nachdemdie ElektrizitätswerkemitDefizitarbei¬
tenweshalbeineErhöhungderGebührenerfolgenmüsse.Damalswurdegesagt,
dassvonden607. 000Abnehmernrund174. 000nureinesehrgeringeErhöhung
zuzahlenhaben. Aberwashatsichin Wirklichkeitgezeigt?DieBevölkerung
bekommtjetzt die Rechnungenunddaist zuersehen ,dassdieGemeindeverwal-¬
tunginderZeitderschwerstenWirtschaftskriseganzgewaltigeErhöhungen
verfügthat . Esist mitRechteinStunmderEhtrüstungzuverzeichnen.Heute
vormittagwarendieVertreterderIndustrieunddesGewerbesbeimBürgermeis-¬
ter undhabenanverschiedenenBeispielengezeigt ,wierücksichtslosbeiden
Grundgebührenvorgegangenwurde.Erhebungenhabenergeben,dasseinkleiner
Konsument,dermonatlich18' 72SchillingStromzahlte,nachdemneuenTarif
um ' 80Schillingmehrzuzahlenhat ,wozuabereineGrundgebührvon' 20
Schilling kommt. DerneueTarif bedeutetalso eine Erhöhungvon50Prozent .

EsgibtaberauchFällebiszu300Prozent,Gewerbetreibende,diemitMotoren
arbeiten,sollenGrundgebührenvon240Schillingzahlen.EinUnternehmer,der
eineStromrechnungvon16 . 567Schillingbeham ,soll . 996SchillingGrundgebühr

entrichten. EswurdedieZählergebührinderInflationszeitaufgehoben,aber
dafürdieVorauszahlungeneingehoben.SiehabendenLeutenzweiHellergesc
schenktunddafür5Hellergenommen.DemDruckderVerhältnissenachgebend,
hatdieRathausverwaltungnunmehreingelenkt.Abermanhatdasbürgerliche
Gewerbenichtgefragtunddamit95Prozentausgeschaltet.DerBürgermeister
vonWiensollaberinersterLinieobjektivdieGeschäfteführen.Dazupasst
es sehr schlecht,wenn er bei solchen Entscheidungen nur mit densozialdemo¬

kratischenGewerbetreibendenverhandelt.Diesewerdennundievondergestri¬
genParteikonferenzgenehmigtenAenderungenderGrundgebührenalsihrenErfolg
verkünden .Manhätte aberzuerstdemGemeinderatBerichtenmüssen .Erstals
die bürgerlichen Gewerbetreibendendie grosse wirtschaftliche Gefahraufgezeigt
haben ,sind die Sozialdemokratenim Gewerbestandauf den Plan getreten .Eswerden
also Hetztdie Grundgebührehüberprüft .Dasist auchnotwendig,mussdochnach
demgegenwärtigenTarifeinekleineWirkwarenfabrik86.Sohilling,einHolz-¬
warenbetrieb156Schilling,einechemischeFabrik165SchillingundeineWagen¬
karroserie 216Schilling zahlen .Dassind unerhörteBeträge .Wirverlangen ,dass
dieseMehrzahlungenrückerstattetwerden.(LebhafterBeifällbeider. . )219
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ausgenütztwerden .DieErhebungennachdieserRichtungsindnahezuabgeschlos-¬
senundeswirddemGemeinderatsauszhussfürdiestädtischenUnternchmungch
derVorschlagunterbreitetwerden ,dieGrundgebührennurvomwirklichenAn¬
schlusswertzu berechnenunddie Ueberzahlungenrückwirkendvom1 .Jänner
auf die nächste Bechnung zu buchen .Mit den Vorauszahlungen in der Infla¬

tionszeit habendie Grundgebührennichts zu tun . DieRückzahlungwürdedie
Abnehmernurbelasten ,weilhiermehrals loo . 000Kontenin Betrachtkommenüber die Rückzahlungen ungeheure Arbeit vorursachen ,die
unddieBerechnungen/natürlichnurzuLastenderStromabnchmergehenkönn¬
te . Eswird sich also der zuständige Gemeinderatsauschussin kürzesterZeit
mitdenGrundgebührenbeschäftigenundichbitte denDringlichkeitsantrag
dergeschäftsordnungemässigenBehandlungzuzuweisen.(BeifallbeiderMehrheit).

GR. Kunschak( . . )erklärt ,dassdieGrundgebührengrosseAufre¬
gunghervorgerufenHaben .In einerZeitschwersterwirtschaftlicherDepres¬
sionmitso weitausgreifendenBelastungenzu kommen,dasheisst dieBedürf-¬
nissederWirtschaftvollkommenverkennen.DieMehrheitbegründetdieseBe¬
lastungmitderschwierigenfinanziellenLagederElektrizitätswerke.Indie
finanzielleLagederElektrizitätswerkehabenwirabergarkeinenEinblick,
dadieBilanzenderWerkeganzundurchsichtigsind .ManerfährtausdenBilan¬
zennicht ,wodieDefizitquelleliegt .ObsieimLohnkonte,imMaterial¬
konto,imInvestitionskontoliegt .ManhatauchgarkeineMöglichkeitzubeur¬
teilen ,obdieBetriebsführungderElektrizitätswerkerationellist .Mankann
dahervonderBevölkerungnichtverlangen,dasssieOpferaufsichtnimmt,
umeinDefizitzudecken,dessenUrsachenunergründlichsind .Festsgestellt
muss werden ,dass es nie eine Grundgebühr für Strom gegeben hat ,sondernnur

eineZählermieteundwennVizebgm.Emmerlingerklärt ,esseieineDummheit
gewesen,dassdieMehrheitseinerzeitdieZählermieteabgeschaffthat,so
steht dasimWiderspruchmitderseinerzeitignErklärung ,damannämlich
seinerzeitdieseMassnahmealseinetiefgründigevolkswirtschaftlicheMass¬
nahmehingestellt hat . Festgestellt mussauch werden ,dass dichdieProduktions

kostenderElektrizitätswerkewesentlichverminderthaben.DieArbeiter¬
Zeitungvom19 .Februarhatselbstfestgestellt ,dasszurGewinnungeiner
PferdekraftheutenichteinmalhalbsovielKohlenotwendigist alsvordem
Kriege( Hört! Hörtbei der . . )Ausserdemist demElcktrititätswerkdasgrosse

WasserkraftwerkinOpponitzangeschlossenwordenundzwarunentgeltilch,daheutenochhiefür 1 die Wasserkraftabgabe bezahlt werden muss .All dasist

in die E .Werkehineingepumptworden ,sie habendenhöherenStrompreis ,die
geringerenProduktionskosten,manhatall dasverpulvertunddasAktivum
ineinDefizitverwandelt.SiemüssenendlichdieGeheimnisseihrerGeschäfts¬221

. KeattPpt
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führungenthüllen. ,UndindasInnerederBilanzenEinblickgewähren.St.R.
Kunschakweistferherdaraufhin ,dassdieMinderheitschonseinerzeit ,alsdie
VorlageüberdieGrundgebührdenGemeinderatbeschäftigthat ,dieschwersten
BedenkengeäussertundaufdieFolgendieserErhöhunghingewiesenhat .Man
hatsichumihreBedenkennichtgekümmert.UnmittelbarnachdemsichdieseMass-¬
nahmenauszuwirkenbegonnenhat ,habenwirihnenaufGrundunsererErfahrungen
gezeigt ,dasshiereinschwererMissgriffvorliegt ,Siehabenunsdaszugeben
müssen .In Ihrer Pressehabendie Massnahmeverteidigt ,Eshatsich :
abergezeigt ,dassman ' ,dieParteigenossenvordenFolgenderParteipoli-¬
tiknichthermetischabschliessenkann .SchliesslichhatsichauchinIhren
eigenenReihenderWiderspruchsoverdichtet ,dassSieeingesehenhaben ,die
Massnahmeist nichtzuhalten .DurchWochenhabenSiedie WienerStromabnehmer
gepeinigtundaufgeregt ,habendasAnsehennderElcktrizitätswerkeherunter¬
gebrachtundjetzt müssenSie .maaculpasagen .Jetzt wirdeineAenderung
vorgenommenwerden .Dazuhat es allerdingsauchbedurft ,dassdieOpposition
dieEinberufungeinereigenenGemeinderatssitzungverlangte.DerBeginnder
heutigenSitzunghatgezeigt,wiemanbemühtwar ,dieseTatsacheausderWelt
zuschaffen ,undes ist nurzubedauern ,dassmanin einersounzweckmässigen
Weiseversucht ,eine Aktionder Minderheitdes Gemeinderatesgewissermassenaus¬
zutilgen . DaskannnatürlichkeinenErfolg haben .Jetzt suchnSie wieein
FechtergeschicktauszuweichenundkommenunsmiteinerVeröffentlichungzu¬

vor . DieRechtfertigung ,die Sie sich zurechtgelegt haben ,ist aberkeines - ¬
wegsschmeichelhaftfür Sie .Eswäreviel schönergewesen ,wennSieausei¬
genemAntriebzugegebenhätten ,dass Sie danebengegriffenhaben .Daswäremänn¬
lichgewesen,SiehabendiesenWegnihtgewählt.MännlichkeitscheintIhnen
nicht zu liegen . Siehaben einen ander n Ausweggewählt und sich von derbe¬
rühmtenWienerVertrauensmännærkonferenzzueinerAenderungIhresStadpunktes
zwingenlassen.Dasheisst ,Siehabenesnichteinmalverstanden,gegenüber
IhreneigenenParteigenossenIhrPrestigezuwahren. WirachtendieVertrauens¬
männerkonferenzder sozialdemokratischenPartei selbstverständlich wieein
politischerGegnerdenanderen,wirkönnenabernichtzugeben,dasssieandie
StelledesWienerGemeinderatestritt (LebhafterBeifallbeider. . )
EinenfreigewähltenMandatarmitgebundenerMarschroutegihtesnicht .Indie¬
semSaalgibtesnichtVertreterdieseroderjenerSchichtenderBevölkerung,
sondernnurWienerGemeinderäte( LebhafterBeifallbeiderE,L. ) WennSieIhre
SachkenntnisundGewissenhaftigkeitals unzuverlässlichbetrachtenunddazu
die Entscheidungeiner aussendtehendenVertrauensmännerkonferenzbenötigen ,
so machenSie das mit sich selbst aus,wir lehnendie Bevormundungdurcheine
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aussenstchende Organisation mit aller Entshhiedenheit ab ( Lebhafter Beifall

bei der . . )
GR. Schelz( . L )erinnert daran .dass er schon seinerzeit ,als die

dar¬Grundgebühr und die Strompreiserhöhung beschlossen wurde , gelegt habe
dass sich durch die Grundgekühreine Verteuerung des Strompreises um30bis
300 Prozent ergeben wird .Wir schen in den letzten Jahren ,wie Sie einestäd - ¬
tische Unternehmungnachder anderenzugrunderichten ,Zuerst warenesdie
Strassenbahnen ,jetzt sind die E .Werke passiv und auch die Gaswerke werden

es schon . DieGrundgebührgeht für kleinere Anlagen von 60 Groschen bis 20
Schilling ,für grässere Anlagen bis auf loo ,600 und 800 Schilling .Vizebgm .
Emmerling hat erklärt ,man hätte ,wenn man die Grundgebühr nicht eingeführt

hätte ,zu einer 2oprozentigen Strompreiserhöhung greifen müssen .Mit einer 20
prozentigen Erhöhung wäre die Bevölkerung viel besser drausgekommen . . R.

Schelz legt nun dar ,in welchem Ausmass sich die einzelnen Anlagenverteuern

und führt als Beispiel einen Betrieb an für den sich der Preis durch die
Grundgebühtum158 Prozent erhöht .Solche Beispiele könnenbeliebig viel ge¬

die Betriebe von

nannt werden ,Insbesonderesei auchdar auf hingewiesen ,dassFotographen
und ähnliche Betriebe eine 26oprozentige Erhöhung der Strompreise über sich er¬

gehenlassen müssen ,ZumSchlusse erklärt GR. Schelz ,seine Partei sei derMei¬
nung ,dass solche Belastungen in einer so schweren Zeit der Bevölkerung nicht

auferlegt werdenkönne ,unddass sie daher jede Grundgebührüberhauptablehne
( Lebhafter Beifall bei der . . )

. . Bermann( Soz .Dem . )erklärt ,dass schon die ersten KlagenVeranlas - ¬
sung waren ,dass sich die zuständigen Instanzen mit der Sache beschäftigten .Es
ist ganz falsch ,dass erst ein Proteststurm abgewartet wurde ,denn die Beratungen
sind schon längst aufgenommenworden .Es muss festgestellt werden ,dass der heutig
Strompreis gegenüber demFrieden bedeutend billiger ist .DerFriedensstrompreis
war um45 Prozent teurer .Die Ursachen des Defizits sind darin zu suchen ,dassdie
Bundessteuern bedeutend erhöht wurden ,ebenso auch die Frachttarife . Wennbe¬
hauptet wird ,dass die seinerzeitige Abschaffungder Zählermiete einWahlzuckerl
gewesen ist ,so verweise ich nur darauf ,dass wir in der heutigen Zeit ,woSiefür die nächste Zeit Neuwahlen ankündigen ,mit seiner Vorlage nicht gekommen

wären ,wenn uns um .Wahlzuckerln zu tun wäre .GR . Bermann regt an ,den Stromab¬
nehmern für Reklamebeleuchtung ,die bis heute schon eine Begünstigung bis zu
50 Prozentbekommen,nachMöglichkeitnochweiter entgegenzukommen .Erverweist
in diesem Zusammenhang daraufmdass in Berlin ein Lichtstreik angeküngigtist und die dtigen Detaillisten insbesondere darauf verweisen ,welche Begüns¬

tigungen bei uns in Wiender Reklamebeleuchtungeingeräumt werden .( Beifall ) .
GR .Panosch ( E .L ) beanständet ,dass das Verlangen der Minderheit nacheiner ausserordentlichenGemeinderatssitzungeinfachübergangenwurde .Erstellt

fest ,dass die städtischen Unternehmungenje mehr Konsumentensie haben ,des¬
togrössere Defizite aufweisen .Mit der Grundgebühr trägt die Gemeindesehr
viel bei ,die Not der Arbeitslosen noch zu vergrössern .Er verlangt ,dass auch
die seinerzeitig geleisteten Vorauszahlungen den Konsumenten gutgeschrieben
werden sollen ( Beifall ) .

Vizebgm .Emmerling sagt über die Ursache des Defizits ,dass dieSteuererhöhungen das Dreifache ,ja das Dreieinhalbfache der geleisteten Voraus - ¬
zah lungen ausmachen .Die Tariferhöhungen für das letzte Jahr machen beimGas¬
werk 930 . 000 . -und beim E .Werk 470 . 000Schilling aus .( Beifall ) ,

Der Antrag Ellend und Kollegen wird dergeschäftsordnungsmässigenBehandlung zugeführt .Da sich zu den Pesten 5 bis 8,14,17 und 20 der Tages - ¬
ordnungdie vorgemerktenRednerstreichenliessen ,ist die Tagesordnunger¬lodigt .

Bgm .Seitz schliesst um21 Uhr dieSitzung .
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